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BUNDESGESETZBLATT 
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH 

Jahrgang 2012 Ausgegeben am 28. September 2012 Teil III 

138. Vertrag zur Einrichtung des Europäischen Stabilitätsmechanismus zwischen dem Königreich 
Belgien, der Bundesrepublik Deutschland, der Republik Estland, Irland, 
der Hellenischen Republik, dem Königreich Spanien, der Französischen 
Republik, der Italienischen Republik, der Republik Zypern, dem 
Großherzogtum Luxemburg, Malta, dem Königreich der Niederlande, der 
Republik Österreich, der Portugiesischen Republik, der Republik 
Slowenien, der Slowakischen Republik und der Republik Finnland 

 (NR: GP XXIV RV 1731 AB 1880 S. 164. BR: AB 8756 S. 811.) 

138. 

Der Nationalrat hat beschlossen: 
 1. Der Abschluss des gegenständlichen Staatsvertrages wird gemäß Art. 50 Abs. 1 Z 1 B-VG 

genehmigt. 
 2. Die englische, estnische, finnische, französische, griechische, irische, italienische, maltesische, 

niederländische, portugiesische, schwedische, slowakische, slowenische sowie spanische 
Sprachfassung dieses Staatsvertrages sind gemäß Art. 49 Abs. 2 B-VG dadurch kundzumachen, 
dass sie zur öffentlichen Einsichtnahme im Bundesministerium für europäische und 
internationale Angelegenheiten aufliegen. 

Vertrag zur Einrichtung des Europäischen Stabilitätsmechanismus zwischen dem 
Königreich Belgien, der Bundesrepublik Deutschland, der Republik Estland, Irland, der 
Hellenischen Republik, dem Königreich Spanien, der Französischen Republik, der 
Italienischen Republik, der Republik Zypern, dem Großherzogtum Luxemburg, Malta, 
dem Königreich der Niederlande, der Republik Österreich, der Portugiesischen Republik, 
der Republik Slowenien, der Slowakischen Republik und der Republik Finnland 
 

[Vertragstext in deutscher Sprachfassung siehe Anlagen] 
 

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete 
Ratifikationsurkunde wurde am 30. Juli 2012 beim Generalsekretär des Rates der Europäischen Union 
hinterlegt; der Vertrag tritt daher gemäß seinem Art. 48 Abs. 1 mit 27. September 2012 in Kraft. 

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Rates der Europäischen Union haben folgende weitere 
Staaten den Vertrag ratifiziert, angenommen oder genehmigt: 
Belgien, Deutschland, Finnland, Frankreich, Griechenland, Irland, Italien, Luxemburg, Malta, 
Niederlande, Portugal, Slowakei, Slowenien, Spanien, Zypern. 
 

Ferner haben die Vertreter der Vertragsparteien, die am 27. September 2012 in Brüssel 
zusammengetreten sind, folgende Auslegungserklärung vereinbart: 
Art. 8 Abs. 5 des Vertrages zur Einrichtung des Europäischen Stabilitätsmechanismus (im Folgenden 
"Vertrag") begrenzt sämtliche Zahlungsverpflichtungen der ESM-Mitglieder aus dem Vertrag in dem 
Sinne, dass keine Vorschrift des Vertrags so ausgelegt werden kann, dass sie ohne vorherige Zustimmung 
des Vertreters des Mitglieds und Berücksichtigung der nationalen Verfahren zu einer 
Zahlungsverpflichtung führt, die den Anteil am genehmigten Stammkapital des jeweiligen ESM-
Mitglieds gemäß der Festlegung in Anhang II des Vertrags übersteigt. 
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Art. 32 Abs. 5, Art. 34 und Art. 35 Abs. 1 des Vertrages stehen der umfassenden Unterrichtung der 
nationalen Parlamente gemäß den nationalen Vorschriften nicht entgegen. 
Die oben genannten Punkte stellen eine wesentliche Grundlage für die Zustimmung der 
vertragschließenden Staaten dar, durch die Bestimmungen des Vertrags gebunden zu sein. 
 

Faymann 
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